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Europa in Gefahr? 
 

Bringt die Eurokrise das Projekt Europäische Einigung in Gefahr? Wenn der Euro-
raum wieder auseinanderbr icht,  ver l ieren wir dann und dadurch al le Errungen-
schaften des europäischen Einigungswerkes seit  dem Zweiten Weltkr ieg?  5 

Die Frage unterstel lt ,  dass die Europäische Einigung nur in eine Richtung gehen 
kann - vorwärts. Die Erfahrung unterstützt diese Befürchtung nicht.  Als der f ran-
zösisch Präsident de Gaulle 1965/66 die Ministerratssitzungen der Europäischen 
Gemeinschaften von seinem Kabinett boykott ieren l ieß, ist  Europa darüber auch 
nicht auseinander gebrochen. Er setzte damit auch Vetomöglichkeiten der Nat io-10 
nalstaaten durch – und damit einen Rückschrit t  auf  dem Weg der Integrat ion. Ja 
die Einigung Europas ging mit einem Fehlschlag los: Der Europäischen Verteidi-
gungsgemeinschaft EVG. Sie war unter den Regierungen beschlossene Sache, um 
Westdeutschland in das westl iche Mil i tärbündnis einzugl iedern, ohne die west l i-
chen ehemaligen Kriegsgegner zu schrecken. Das Französische Par lament lehnte 15 
diese damit verbundene Selbstbindung brüsk ab. Die EGKS und EWG wurden 
dennoch gegründet und weiterentwickelt .  Die Gefahr, die heraufbeschworen wird,  
dass bei einer Verkleinerung des Euroraumes oder dessen Auseinanderbrechen 
die Einigung Europas und alle Errungenschaften in Fetzen f l iegen, ist eine reine 
Behauptung ohne Beweis oder Plausibi l i tät.  Die Erfahrungen mit der EWWU (Eu-20 
ropäischen Wirtschafts- und Währungsunion), dem EWS und der Währungs-
schlange, die al le eine feste Bindung von europäischen Währungen aneinander 
beinhalteten, beweist das Gegentei l.  Sie f logen auseinander, und Europa bl ieb 
trotzdem bestehen und konnte weiter entwickelte werden. Ähnl iches gilt  auch für 
das Währungssystem von Bretton Woods. Es herrschten in ihm feste Wechselkur-25 
se gegenüber dem Dol lar und damit auch untereinander. Es war ein Währungsge-
biet mit fest aneinander gebundenen Währungen und eine polit ische Al l ianz des 
Westens. Das Währungssystem brach 1971 auseinander, auch weil die USA ihren 
Zahlungsverpf l ichtungen in Gold nicht mehr nachkommen konnten1.  Alle anderen 
Inst itut ionen des Westens blieben erhalten: NATO, Europarat,  OECD, GATT usw. 30 
Besonders dramatisch bringt ja der ehemalige Außenminister Joschka Fischer die 
Dominotheorie vor, nach der mit dem Fal len eines Steines aus den europäischen 
Einigungsverträgen al le weiteren Steine umkippen würden. Auch er behauptet das 
nur emphat isch. W ir hatten schon lange ein Europa der zwei oder mehr Ge-
schwindigkeiten der Integrat ion. Wenn nun der Vorstoß einer Gruppe – hier die 35 
der Euroländer – ,  die sich besonders weit  vorgewagt hatten, ohne das Feld dafür 
bereitet zu haben, ihren Versuch wieder zurück nehmen, wie ihre ähnlichen Ver-
suche davor auch, dann brechen weder die Welt,  noch Europa, höchstens ein paar 
Banken zusammen. Wenn nach diesen Horrorszenarien nicht einmal ein k leines 
Griechenland pleitegehen darf ,  weil sonst  Europa und die ganze Weltwirtschaf t 40 
zusammenbräche und der Himmel einstürzte, dann darf  es ja in gar keinem Land 
mehr zu Zahlungsausfällen kommen, geschweige denn in so großen wie I tal ien 
oder Spanien. Wenn aber mit dieser „rühr mich nicht an“ Argumentat ion al le Gläu-
biger und al le Banken und Staaten für systemrelevant erklärt  und ihre Guthaben 
damit garantiert  und geschützt werden, dann gibt es für Kreditaufnahmen kein 45 
Halten mehr und keine Prüfung von real ist ischen Leistungsmöglichkeiten der 
Schuldner mehr. Die Gebaren der US amerikanischen Banken, die jedem ein Haus 
unabhängig von deren Einkommen und Zahlungsfähigkeit  f inanzierten wird zum 

                                                
1 Die Bundesrepublik hat damals auch erhebliche Verluste hingenommen, indem die Bundesbank ihre Dollarberge nicht in Gold umtauschte - natür-
lich nach Absprache der Bundesregierung in Bonn mit der in Washington. Die Bundesbank nahm daher durch die anschließende Abwertung des US$ 
bewusst einen hohen Milliardenverlust ihrer Forderungen an die USA in Kauf. Frankreich hat das nicht getan sondern seine $ - Zentralbankguthaben 
in Gold umgetauscht, obwohl der Vietnamkrieg, der diese Abwertung des $ doch bewirkt hatte, die Fortsetzung des französischen Kolonialkrieges 
war. 
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al lgemeinen Standard erklärt .  Jeder kann zocken so viel er wi l l .  Die Steuerzahler 
übernehmen al les. Aber irgendwann sind auch die Garantiegeber, in diesem Fall 
die Euroländer und die EZB überfordert,  die sprunghaft steigenden Lasten auf  ihre 
Bürger abzuwälzen. Das System würde bzw. wird spätestens dann gesprengt wer-
den. Und dann kommt es wirk l ich zu einer großen Pleite.  5 

Al lerdings wäre gut, wenn sich die Völker und Inst itut ionen abseits der aktuel len 
Krisengipfel Gedanken darüber machen würden und sich darüber einigen könnten, 
was sie mit Europa erreichen wol len. Darüber gibt es keine gemeinsame Vorstel-
lung oder auch Vision und damit fehlt  eine gemeinsame Grundlage der Verständi-
gung. Gerade die neuen Mitgl iedsländer besonders im Osten erf reuen sich ja zu-10 
nächst ihrer endl ich wieder gewonnenen nationalen Souveränität – und darunter 
gerade auch so zentrale Länder wie Tschechien und Polen. Sie schon wieder ei-
nem System mit eingeschränkter Souveränität unterzuordnen, wäre eine voreil ige 
Forderung. Sie funktioniert auch nicht,  wie man an den Fehlschlägen zu einer ge-
meinsamen Außen- und Verteidigungspolit ik zu kommen, leicht erkennen kann, 15 
obwohl es für die Außenpol it ik der Gemeinschaft neuerdings auch einen Posten 
gibt,  der mit der Engländer in Ashton besetzt ist .   

Als typisch Deutscher meiner Generat ion, der noch von den schrecklichen europä-
ischen Kr iegen des vergangenen Jahrhunderts geprägt ist,  wi l l  ich hier versichern,  
dass mir die Idee einer gleichberechtigten Einigung der Staaten Europas, wodurch 20 
Kriege unter ihnen im Inneren undenkbar werden, und das die Menschenrechte für 
seine  Einwohner verwirk l icht und schützt ,  eines der höchsten außenpolit ischen 
Ziele ist.  Gleichzeit ig ist aber auch klar,  ein Europa mit den jetzt erreichten Gren-
zen, den 27 Mitgl iedsstaaten und vielleicht demnächst noch mehr, kann auf  ab-
sehbare Zeit  nichts anderes als ein lockerer Staatenbund sein, viel le icht kaum 25 
viel mehr als eine Freihandelszone und Garant der Grundwerte für seine Bürger. 
Und das ist bei den unterschiedl ichen Entwicklungsständen der Volkswirtschaf ten 
in den einzelnen Ländern auch schon viel le icht zu viel ver langt.  
Einige zurückgebl iebene Gegenden haben ohne Schutzmaßnahmen kaum die 
Mögl ichkeit ,  einen Entwicklungsstand zu erreichen, um unter Bedingungen des 30 
f reien Wettbewerbs auch nur den Lebensunterhalt  für die dort  lebende Bevölke-
rung zu erwirtschaf ten. Die eigene Währung reicht mit ihren selekt iven Schutzme-
chanismen al lein nicht in jedem Fal le aus, eine umfassende Entwicklung zu er-
möglichen. Die Zahlungen aus den verschiedenen Töpfen der EU haben eben 
auch nicht die Di lemmata dieser Volkswirtschaf ten beseit igen können. Die er-35 
zwungene Auswanderung und z.T. Entvölkerung von Gebieten ist keine Verwirkl i-
chung des Ideals der Freizügigkeit .  Die Einführung einer europäischen Wirt-
schaf tsregierung für al le Mitgl iedsstaaten wäre schädlich. Die Fortentwicklung zu 
einem Bundesstaat, sozusagen einer großen Bundesrepublik oder der Vereinigten 
Staaten von Europa USE, ist einstwei len völ l ig ausgeschlossen und abzulehnen, 40 
weil s ie zu inneren Widersprüchen und Entwicklungshemmnissen führen würde, 
die ihrerseits das Projekt Europa zerstören müssten. Den Posten eines europäi-
schen Wirtschaf tsministers einzur ichten wäre daher eine teure und schädl iche 
Fehlinvest it ion.  

Dies gilt  auch jetzt schon für den Euroraum. Er ist falsch konstruiert.  Er muss 45 
aufgelöst werden. Er stellt  e ine Gefahr für die Errungenschaften des bisherigen 
Einigungsprozesses dar. Die stärker werdenden nat ionalist ischen Bewegungen 
und rechtspopul ist ischen Parteien in immer mehr Mitgl iedsländern Europas und 
des Euroraumes sind nur ein Wetterleuchten der heraufziehenden Gewitter,  die 
selbst die Grundlagen dieses Einigungswerkes wieder unterspülen könnten. Am 50 
gravierendsten ist die zwei Dr it tel Mehrheit  der Rechtspopul isten in Ungarn mit 
deren außenpol it isch aggressivem Verhalten gegenüber seinen Nachbarn zu be-
werten. Das Auseinanderfallen Jugoslawiens nach dem Ende des Tito – Regimes 
in feindl iche Teilrepubl iken ist ein Menetekel,  das auch für Europa droht, wenn 
auf  der Basis unterdrückter Wahrheiten und darüber geschmierter scheinbar 55 
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schöner Ideologien und nicht verwirk l ichter Ziele der Laden eine Zeit  lang zu-
sammen gehalten wird. Nein, Europa regiert sich nicht zunehmend in die Herzen 
der Bürger hinein. Europa wird nicht als Lösung der Probleme begrif fen, vor die 
sich die Bürger gestel lt  sehen. Das war bei den nationalen Einigungsbewegungen 
des 19. Jh. anders. Die Freizügigkeit  – das am stärksten von vielen erfahrene 5 
Grundrecht und posit ive Er lebnis, das durch Europa im Schengen Raum ermög-
licht wurde, wird gerade wieder eingeschränkt. Für die Armen galt  und gilt  es oh-
nehin nicht:  Es gibt keine Freizügigkeit  für Sozialhilfeempfänger, sondern nur für 
die, die für ihren eigenen Lebensunterhalt  im jeweil igen Gebiet sorgen können. 
Für viele ist die Grundfreiheit  aber zu einem Wanderungszwang geworden. Da 10 
aber gerade für die Notleidensten die Arbeitsmärkte der reicheren Länder erst mit 
großer Verzögerung und weit nach der Öffnung der Waren- und Kapitalmärkte ge-
öffnet wurden, sind diese Wanderung der Arbeitnehmer /  Arbeitskräf te auch ver-
bunden mit Erfahrungen der Diskriminierung und Ausbeutung. Gegen Diskriminie-
rung z.B. der Roma wird fast nichts unternommen. Für die Anerkennung und den 15 
Schutz der Grundrechte von nat ionalen und sprachl ichen Minderheiten setzt sich 
die EU nur für so kleine Gruppen wie Sorben und Dänen, nicht aber für so große 
Gruppen wie Türken oder Polen ein.  

Europa erweist s ich in der Eurokrise als Schutzengel der Besitzenden, der großen 
Banken und Gläubiger zu Lasten der Habenichtse und kleinen Leute. Dies ist die 20 
schl immste Gefährdung für den Zusammenhalt Europas und der europäischen 
Idee.  

Der Lissabon Vertrag und die gescheiter ten Vor läufer zu einer Verfassung haben 
der Idee Europas als eine Einheit  für die Bürger schweren Schaden zugefügt. Es 
gibt keine posit ive Regelung der Zuständigkeiten. Die Eurokraten greifen punktu-25 
el l in al le Lebensbereiche der Bürger ein, auch die nebensächl ichsten und unlo-
gischsten wie z.B. das f lächendeckende Verbot der Glühbirnen von bestimmter 
Wattzahl2.  Aber für im Vergleich dazu wicht igen Fragen, wie z.B. die 
Kerosinsteuer, f inden sie keine Regelung, nicht einmal für die Normung der elekt-
r ischen Stecker usw. obwohl das für die Freizügigkeit  wicht iger ist.  Die Eurokra-30 
ten schaf fen eine Paral lelbürokrat ie zu den nat ionalen Bürokrat ien, die es jedem 
Handelnden immer schwier iger macht, sich zu bewegen. Das Zentrum der Geld-
ausgaben l iegt bei der Landwirtschaf t.  Man hat gesehen, wie sehr auch dort wie-
der die großen Unternehmen absahnen und die kleinen drangsal iert  werden. Die 
anderen Ausgabeposit ionen und –programme wie Regionalförderung, Kohäsions-35 
fond, Renaval usw. s ind in einer obszönen Weise eine Selbstbedienung der ent-
sprechenden Bürokratenkaste geworden, die einen Großteil der Gelder in deren 
Verwaltung verbrauchen. Auf  Dauer kann Europa nicht zusammen gekauft werden! 
Die Begrif f l ichkeiten,  mit denen die Pol it iker und Bürokraten hantieren, sind unbe-
st immt und dehnbar,  so dass letzt l ich eine einzige Willkür dabei herauskommt. Wo 40 
es einigermaßen klare Best immungen und Entschlüsse gab, werden sie von den  
Verantwort l ichen selber nach dem Motto,  legal,  i l legal,  scheißegal missachtet.  Mit 
den Beschlüssen zum Rettungsschirm brechen die Regierungen und die EZB zu-
mindest den Geist al ler Beschlüsse und der Versprechungen, die s ie bei Grün-
dung des Euroraumes abgegeben haben: Kein bai lout pleitegehender Mitglieds-45 
staaten, keine Transferunion über die im Europäischen Haushalt  beschlossenen 
Haushaltsposit ionen hinaus, keine direkten Regierungssubventionen, keine Auf-
kauf von Staatsanleihen durch die EZB, Vorrang für die Preisstabi l i tät bei der 

                                                
2 Der hohe Wärmeverlust der Glühbirnen spielt in nordischen Ländern unter Umweltgesichtspunkten kaum eine Rolle. Die Lichter werden überwie-
gend dann eingeschaltet, wenn ohnehin geheizt wird. Die meisten Heizkörper haben aber heute automatisch steuernde Ventile, die die Temperatur im 
Raum konstant halten. Sie nützen umgebungswärme also aus. Die von Glühbirnen abgestrahlte Wärme vermindert so den Verbrauch von Heizenergie. 
In Ländern, in denen Energie in den Wohnungen hauptsächlich für die Klimatisierung verwendet wird, also die Kühlung, muss die abgestrahlte 
Wärme der Glühbirnen gerade auch mittags abgeführt werden, wenn die Fensterläden geschlossen werden. Also sind gerade da die lokalen Unter-
schiede wichtig für differenzierte Regelungen – wenn sie denn überhaupt notwendig wären.  
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Geldpol it ik der EZB usw. Al les Makulatur . Völ l ige Unglaubwürdigkeit  al ler betei l ig-
ter Pol it iker und Finanzbeamten. 

I tal ien ist ein Beispiel,  wo eine Währungsunion – mit der I tal ienischen Einigung – 
und eine gemeinsame Regierung zur Unzeit  über 150 Jahre keine einheit l ichen 
Lebensverhältnisse und Standards hervorgebracht hat.  I tal ien ist an der Last der 5 
inneren Transferunion fast pleite gegangen, bis Europa die Transfers ins 
Mezzogiorno übernommen hat. Der relat ive wirtschaf t l iche Abstand zwischen 
Nord- und Südital ien hat sich dennoch fast durchgehend vergrößert.  Das ist in 
Europa mit den verschiedenen Währungen bisher nicht der Fall gewesen, sondern 
es hat eine Annäherung gegeben. Mit Übernahme des Euros ist aber zumindest 10 
Griechenland und Portugal deindustr ial is iert  worden. Die Währungsunion ist für 
diese weniger entwickelten Volkswirtschaf ten eine untragbare Belastung.    

Gleichzeit ig fühlen sich die Arbeitnehmer in den im Europavergleich zwar starken 
in Weltrelat ion aber absteigenden Ländern durch die legale und i l legale Konkur-
renz auf  dem Arbeitsmarkt in eine verschlechterte Posit ion gebracht. Die Nettore-15 
aleinkommen sinken parallel mit der Erweiterung Europas.  

Nur relat iv wenige Länder in Osteuropa, die nach der Wende der EU beigetreten 
sind, fühlen, dass sie von der EU wirtschaf t l ich prof it ieren, so z.B. Polen, Tsche-
chien, Est land, Slowakei,  Slowenien. Sie sind nun die Boomstaaten, die aber den 
etwas f rüher dazu gekommenen wie Portugal,  Spanien, Griechenland nun das Mo-20 
del l,  mit  bi l l igen Löhnen zu konkurr ieren, weggenommen haben. Die alten EU – 
Gründungsstaaten, die relat iv absteigen und meist Nettozahler sind, fühlen sich 
durch die ständigen Zahlungen an die aufkommenden Rivalen ausgebeutet – be-
sonders stark durch Ir land, das viele Zuschüsse aus Brüssel einheimst und dann 
auch noch die Einnahmen der Staaten, die zahlen sol len, durch eine unfaire Steu-25 
erkonkurrenz einschränkt. Und an diesem Model l hält Ir land auch dann noch fest,  
nachdem der Euro – Rettungsschirm mit vielen Mil l iarden Euro an Bürgschaften 
über die Banken dieses Landes ausgebreitet und diese falsche Pol it ik damit vor 
dem Absturz bewahrt wurde. England hält  sich f iskalisch weitgehend außen vor, 
indem es einen „Britenrabatt“ ausgehandelt  hat und daran auch festhält ,  nachdem 30 
es wirtschaf t l ich längst zu den Gründungsmitgliedern der EU aufgeschlossen hat. 
GB hat zwar im November vergangenen Jahres versprochen, Ir land und damit sei-
nen Banken, die dort  auch sehr engagiert sind, f inanziel l zu helfen. Ich kann seit-
dem keinen Hinweis darauf  f inden, dass Höhe und Bedingungen dieser Hi lfe aus-
gehandelt  worden und Geld gef lossen sei.  Es drängt sich mir der Eindruck auf , 35 
dass GB die Euroländer und den IWF das machen lässt,  und damit die Banken im 
eigenen Lande mit saniert werden. 

Noch ist in Deutschland keine rechtspopul ist ische Bewegung stark geworden, die 
die deutschen Deutschlands an die EU als ewige Reparat ionen und die EU als 
Kontrol le Deutschlands durch die Siegermächte anprangert,  obwohl es für diese 40 
Sichtweise viele Belege gibt.  Die Bemerkung der ehemaligen englischen Premier-
ministerin Thatcher als s ie den Br itenrabatt forderte, ist  nur eine: W ir haben doch 
den Kr ieg nicht verloren.  

Das Schlimmste ist,  dass mit den Euroret tungsschirmen die Europäer in Hass auf-
einander gehetzt werden. Die Griechen (als pars pro toto) schieben ihre Verar-45 
mung Europa und darunter ganz stark den Deutschen in die Schuhe. Die ange-
kündigte Ausplünderung ihres Landes durch europäische Inst i tut ionen á la Treu-
handanstalt ,  den Ver lust an Souveränität,  hat al lerdings der Eurogruppen – Spre-
cher Jean-Claude Juncker ankündigt.  Deutschland wird zum Buh-Mann Europas, 
das die Verschlechterung des Einkommens der Masse der Europäer am wirkungs-50 
vol lsten durchzudrücken fordert.  Dabei plustern sich die Deutschen als Lehrmeis-
ter auf ,  obwohl s ie inzwischen auch die Maastr icht – Kriter ien für eine solide 
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Haushaltsführung dauerhaf t und zunehmend verfehlen: In 2010 wuchsen die deut-
schen Staatsschulden um zehn Prozentpunkte auf  83%3 des Bruttoinlandproduktes 
BIP. 60 % sind als Obergrenze def iniert .  Deutschland weist auch jahrelang gerin-
gere Wachstumsraten des BIP als die meisten anderen europäischen Länder und 
gar die Schwellenländer4 auf .  Die Masse des Volkes fällt  im Einkommen zurück. 5 
Und nur wei l die Reichen einen neuen Höhepunkt ihrer Gewinneinkünfte gemes-
sen am Antei l des Volkseinkommens5 absahnen, jubeln sie und investieren zag-
haf t ein bisschen mehr ihrer sagenhaft weiter gest iegenen Gewinne.  
Die deutschen Durchschnit tsverdiener fühlen sich ausgebeutet  von den als lügne-
r isch empfundenen und denunzierten Südländern. Es wird wieder so kommen wie 10 
bei der Entwicklungshi lfe nach dem berühmten Spruch des ehemaligen NATO Ge-
neralsekretärs, dem Nieder länder Luns (sinngemäß): Die Armen aus den reichen 
Ländern zahlen für die Reichen in den armen Ländern. Aber die Armen in al len 
Ländern hassen sich gegenseit ig, weil ihnen gesagt wird, die Armen der anderen 
Länder seien an ihrer Armut schuld.  15 

Wir werden zur „Sol idarität“ mit Griechenland aufgefordert.  Dazu sind wir bei Erd-
beben und sonst igen Katastrophen gerne bereit .  Menschen helfen wir gerne. Aber 
wir wol len nicht dafür verantwort l ich sein, dass sie verarmen – und das perverser 
Weise auch noch „Hi lfe“ oder „Sol idarität“  genannt wird. W ir müssen hier unseren 
Besitzern von Staatspapieren überschuldeter Länder sagen, dass unser Staat ih-20 
nen bei der Eintreibung ihrer Forderungen gegenüber Griechenland, Ir land, Portu-
gal usw. nicht hi lf t .  Dass wir es r icht ig f inden, wenn sie ihre Forderungen ab-
schreiben müssen. Dass die Empfänger von Kapitaleinkommen lernen müssen, 
ihre Gewinne in konkrete Arbeit  zu invest ieren oder sie die Überschüsse abgeben 
müssen, z.B. an die Beschäft igten ausschütten, oder die Überschüsse durch hö-25 
here Steuern auf  nicht investierte Gewinne abgenommen bekommen, um die 
Schuldenlast in Deutschland und anderswo zu t i lgen.  

Wir sollten unsere Erfahrungen mit der Treuhand an die Griechen vermitteln. Sie 
hat fast ein ganzes Land den Reichen in Westdeutschland übereignet, Arbeits lo-
sigkeit  systematisch erzeugt und die Kosten dafür weitgehend auf  die Sozialkas-30 
sen abgeschoben. Wir haben auch Erfahrung, wie sich bei der Privat is ierung öf-
fent l icher Unternehmen die Korruptionsmöglichkeiten um mehrere Dimensionen 
noch einmal vergrößern. W ir sollten vermitteln, wie Pr ivat is ierungen öffent l icher 
Infrastruktur deren Leistungen meist verschlechtert und verteuert sowie gleichzei-
t ig die demokrat ischen Gestaltungsmöglichkeiten verr ingern.  35 

Wir sollten dafür sorgen, dass die Umschuldungen auch der anderen überschulde-
ten Länder im Euroraum schnel l eingelei tet wird, bevor die Banken und sonstigen 
Kapitalsammelstellen ihre Risikopapiere an den Staat verkauf t haben. Der EZB 
sol lte sofort wieder verboten werden, Staatsanleihen der Länder als Sicherheit  
anzunehmen, die damit ihre pleiten Banken gerettet haben.  40 

Der interne Zahlungsverkehr sol lte konsequent auf  die Kapitalsammelstel len ver-
lagert werden, die sich an den Spekulat ionen nicht betei l igt haben ( in Deutsch-
land weitgehend die Sparkassen, Reifeisen-, Volks- und Spardabanken). Die Un-
ternehmen haben schon längst gelernt,  s ich durch Unternehmensanleihen direkt 

                                                
3 Quelle Statistisches Bundesamt destatis, Internet , 30.6.2011 
4 Daten siehe Eurostat BIP pro Kopf in Kaufkraftstandards 1997 bis 2008, update 14.5.2011 
5 Quelle Statistisches Bundesamt destatis, Internet, Veröffentlichung: Deutsche Wirtschaft 1. Quartal 2011. Danach ist die Lohnquote am Volksein-
kommen auf 63% mithin das Einkommen aus Unternehmertätigkeit und Vermögen auf 37% gestiegen. Ich kann mich nicht erinnern in Deutschland je 
eine so niedrige Lohnquote registriert zu haben, auch nicht zu den Zeiten, als die Selbstständigen noch ein viel höheren Anteil an den Erwerbstätigen 
stellten.  
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am Markt Geld zu beschaffen. Sollte ein Run auf  die anderen,  unsicher geworde-
nen, Kapitalsammelstel len beginnen, sollte die Bundesbank sich als Auszahlungs-
stel le der garant ierten Beträge (50.000 Euro) in den Gebäuden der pleitegehen-
den Banken einmieten und das erforderl iche Personal von ihnen übernehmen.  

Mit den zahlungsunfähig gewordenen Staaten des Euroraumes müssen geordne-5 
ten Insolvenzen ausgehandelt  werden, so dass anders als bei Argentinien nicht 
weltweit  noch Staatsvermögen nach Jahrzehnten im Ausland gepfändet werden 
kann. Die EU – Staaten sollen in verbindl icher Form festschreiben, dass Forde-
rungen über die Abmachungen zur Insolvenz hinaus in ihren Terr itor ien nicht ein-
getr ieben werden können.  Es muss aber k lar sein, dass die EU für die 10 
uneinbr ingbaren Schulden nicht aufkommt. Die Gläubigerposit ionen müssen wert-
bericht igt,  abgeschrieben, in einem Haircut verkürzt werden.  

Dann sol lte konsequent künf t ig Staatsverschuldung so str ikt vermieden werden 
wie der Teufel das Weihwasser meidet (das gilt  auch für andere schuldrechtl ichen 
Verträge wie langjährige Mieten, Bürgschaften in Unternehmungen nach dem 15 
Prinzip ppp = publ ic private partnership usw.).   


